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Vortrag an den Ministerrat 

Tagung des Rates für Justiz und Inneres am 12./13. Dezember 2024 in Brüssel 

Am 12. und 13. Dezember 2024 fand in Brüssel der Rat für Justiz und Inneres der 
Europäischen Union statt. Für Österreich nahmen der Bundesminister für Inneres, 
Mag. Gerhard Karner, und in Vertretung der Frau Bundesministerin für Justiz der Ständige 
Vertreter Österreichs bei der Europäischen Union, Dr. Thomas Oberreiter, teil. 
 
Zu den Tagesordnungspunkten wird wie folgt berichtet:   

Tagung des Rates „Inneres“ 
 
• Vollständige Anwendung des Schengen-Besitzstands in Bulgarien und Rumänien 

 
Nach der Annahme des entsprechenden Ratsbeschlusses werden die Personenkontrollen 
an den Landbinnengrenzen mit und zwischen Bulgarien und Rumänien ab 1. Januar 2025 
aufgehoben. 

 
Österreich verwies auf die harte Arbeit der letzten zwei Jahre. Österreich konnte vor zwei 
Jahren der vollständigen Anwendung des Schengen-Besitzstandes in Bulgarien und 
Rumänien aufgrund der damals äußerst hohen Aufgriffszahlen nicht zustimmen. Seither sei 
es gemeinsam durch eine Vielzahl an Maßnahmen gelungen, illegale Migration 
zurückzudrängen und die Aufgriffszahlen deutlich zu reduzieren. Die Arbeiten der 
vergangenen zwei Jahre müssten nun weiter fortgeführt werden, um nachhaltige und 
anhaltende Verbesserungen zu erzielen. 

 
• Gesamtzustand des Schengen-Raums 

 
Der „Schengen-Rat“ tauschte sich über den Gesamtzustand des Schengen-Raums und die 
Umsetzung der Prioritäten des jährlichen Schengen-Rats aus, wobei der Schwerpunkt der 
Diskussion auf der Erhöhung der allgemeinen Sicherheit durch Digitalisierung lag. Der Rat 
werde der Umsetzung der im Rahmen des jährlichen Zyklus des Schengen-Rates 
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festgelegten Prioritäten und der vereinbarten Maßnahmen weiterhin seine volle 
Aufmerksamkeit widmen, wobei er den finanziellen Mitteln, die zur Verwirklichung der Ziele 
erforderlich sind, und der notwendigen Flexibilität innerhalb der EU-Mittel, Rechnung trägt. 
Die Diskussion auf Ratsebene, bei der die Notwendigkeit betont wurde, bereits vorhandene 
digitale Instrumente einzusetzen und gleichzeitig die Schengen-Bereitschaft durch die 
Digitalisierung zu verbessern, werde auf technischer Ebene fortgesetzt. 
 
Österreich unterstrich die Notwendigkeit, neue Systeme wie das Entry/Exit-System rasch 
zum Laufen zu bringen und betonte, dass die Mitgliedstaaten an der Außengrenze 
besonders unterstützt werden sollten, um der Sekundärmigration Einhalt zu gebieten. 

 
• Umsetzung der Interoperabilität 

 
Der Vorsitz, die Europäische Kommission und die Europäische Agentur für das 
Betriebsmanagement von IT-Großsystemen im Raum der Freiheit, der Sicherheit und des 
Rechts (eu-LISA) informierten die Ministerinnen und Minister über das weitere Vorgehen 
bei der Inbetriebnahme des Entry/Exit-Systems und die Einführung der 
Interoperabilitätsarchitektur. Die Ministerinnen und Minister unterstützten den Vorschlag 
des Vorsitzes, den Interoperabilitätsfahrplan so zu überarbeiten, dass die Auswirkungen der 
jüngsten Verzögerungen abgeschwächt werden. Sie forderten eu-LISA auf, einen solchen 
überarbeiteten Fahrplan möglichst bis Ende Januar 2025 auszuarbeiten. 
 
Österreich sprach sich für eine ehestmögliche und vollständige Umsetzung der 
Interoperabilität aus und begrüßte den progressiven Ansatz des Entry/Exit-Systems. Dabei 
gehe Qualität vor Geschwindigkeit. Die Interoperabilität sei Voraussetzung für einen 
funktionierenden Außengrenzschutz, Kriminalitätsbekämpfung und Eindämmung der 
irregulären Migration. Österreich begrüßte die Vorlage eines genauen Umsetzungsplanes 
durch eu-LISA im Januar 2025. 

 
• Verordnung zur Verhütung und Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs von Kindern 

 
Der Rat konnte sich nicht auf eine partielle allgemeine Ausrichtung auf der Grundlage des 
Kompromissvorschlags des Vorsitzes für die Verordnung zur Verhütung und Bekämpfung 
des sexuellen Missbrauchs von Kindern einigen. Daher sind weitere Arbeiten erforderlich, 
um einen Standpunkt des Rates für die Aufnahme von Verhandlungen mit dem 
Europäischen Parlament zu verabschieden. 
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Österreich schloss sich der Europäischen Kommission an, dass der Schutz von Kindern und 
der Kampf gegen Kindesmissbrauch die wichtigste Aufgabe sei. Vor diesem Hintergrund 
begrüßte Österreich grundsätzlich den Vorschlag der Europäischen Kommission. Österreich 
sei diesbezüglich an eine parlamentarische Stellungnahme gebunden. Aus diesem Grund 
müsse sich Österreich der Stimme enthalten. Österreich verwies auf die übermittelte 
Protokollerklärung. 

 
• Migration und Asyl 

 
Die Europäische Kommission informierte über den aktuellen Stand der Umsetzung der 
Migrations- und Asylreform. Der Rat werde den Meinungsaustausch über den Stand der 
Vorbereitungen für die Umsetzung des Asyl- und Migrationspakts fortsetzen. 
 
Während des Mittagessens tauschten sich die Ministerinnen und Minister über Aspekte 
innovativer Lösungen zur Bewältigung der Herausforderungen der irregulären Migration 
aus. Österreich begrüßte diese Diskussionen als zentralen Punkt für ein nachhaltiges Asyl- 
und Migrationssystem. Die Gespräche werden fortgesetzt, um verschiedene innovative 
Lösungen zu erkunden und die Instrumente festzulegen, die eingesetzt werden könnten, 
um die Zusammenarbeit mit Partnerdrittländern bei deren möglicher Umsetzung zu 
erreichen. Des Weiteren wurde die Lage in Syrien behandelt. Die Integrierte Regelung für 
die politische Reaktion auf Krisen (IPCR) wird die jüngsten Entwicklungen in Syrien, 
einschließlich der Aspekte der Migration und der inneren Sicherheit, aufmerksam verfolgen. 

 
• Legislative und operative Planung im Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts 

 
Die Ministerinnen und Minister billigten strategische Leitlinien für die legislative und 
operative Planung im Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts. Die Leitlinien 
werden die Richtung der EU-Politik in diesem Bereich für die nächsten fünf Jahre vorgeben. 
Sie werden dem Europäischen Rat im Hinblick auf seine Tagung am 19. Dezember 2024 
übermittelt. 

 
• Bewältigung von Sicherheitsherausforderungen: Bewertung durch die europäischen 

nationalen Sicherheits- und Nachrichtendienste 
 

Die europäischen Sicherheits- und Nachrichtendienste unterrichteten die Ministerinnen 
und Minister über die Herausforderungen im Bereich der Sicherheit und die Bemühungen 
zu deren Bewältigung, wobei sie unter anderem auf den Zusammenhang zwischen innerer 
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Sicherheit und externen geopolitischen Ereignissen hinwiesen. Die Ministerinnen und 
Minister werden in sechs Monaten ein aktualisiertes Briefing erhalten. 

 
• Zugang zu Daten für eine wirksame Strafverfolgung 

 
Der Rat billigte Schlussfolgerungen zum Zugang zu Daten für eine wirksame Strafverfolgung. 
Die Ministerinnen und Minister erörterten das weitere Vorgehen und gaben Leitlinien für 
die weitere Arbeit am Zugang zu Daten für eine wirksame Strafverfolgung vor. Die 
Europäische Kommission wird ersucht, bis zur ersten Hälfte des Jahres 2025 einen Fahrplan 
für die Umsetzung konkreter Maßnahmen zur Gewährleistung des Zugangs zu Daten für 
eine wirksame Strafverfolgung auszuarbeiten. 

 
• Der Kampf gegen den Drogenhandel und die organisierte Kriminalität 

 
Die Ministerinnen und Minister wurden über die Fortschritte bei den zehn Prioritäten des 
ungarischen Ratsvorsitzes und die im Bereich der inneren Sicherheit ergriffenen 
Maßnahmen zur Bekämpfung des Drogenhandels und der organisierten Kriminalität 
informiert, wie etwa die Zusammenarbeit mit Drittländern und anderen wichtigen 
Akteuren, die Europäische Hafenallianz, die Kartierung der kriminellen Netze, die die größte 
Bedrohung für die Gesellschaft darstellen und die Erleichterung digitaler und finanzieller 
Ermittlungen. Im Jahr 2025 werden die von den Ratspräsidentschaften als vorrangig 
eingestuften Maßnahmen im Lichte des von der Europäischen Kommission vorgelegten 
Fahrplans zur Bekämpfung des Drogenhandels und der organisierten Kriminalität 
fortgesetzt. 

Tagung des Rates „Justiz“ 

• Richtlinie über Mindestvorschriften zur Verhinderung der Schleusung von Migranten 
 

Die Mitgliedstaaten und die schengenassoziierten Staaten begrüßten den 
Kompromissvorschlag des Vorsitzes, der zunächst im Gemischten Ausschuss im Zuge einer 
Orientierungsaussprache und dann auch im Rat im Hinblick auf die Allgemeine Ausrichtung 
behandelt wurde, großteils. Einige Mitgliedstaaten bedauerten allerdings, dass die 
Modalitäten für die Gewährung humanitärer Hilfe („humanitäre Klausel“) nicht im 
operativen Teil geregelt wurden. Diesbezüglich wies Deutschland auf seine 
Protokollerklärung hin. Spanien konnte die Allgemeine Ausrichtung nicht mittragen. 
Österreich befürwortete die Allgemeine Ausrichtung, verwies aber auf die Bedeutung der 
Kohärenz bei den Sanktionen für juristische Personen. Die hier formulierte Sonderregelung 
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dürfe kein Präzedenzfall für andere Richtlinien werden. Der Rat nahm die Allgemeine 
Ausrichtung an. 
 
• Richtlinie zur Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs und der sexuellen Ausbeutung 

von Kindern 
 
Insbesondere Irland, Belgien, Finnland, Luxemburg, Schweden, Slowenien (unter Hinweis 
auf eine gemeinsame Protokollerklärung) und Spanien äußerten vor allem im Hinblick auf 
die Definition von Konsens teilweise noch Bedenken zum Kompromissvorschlag des 
Vorsitzes (Stimmenthaltung von Finnland, Schweden und Slowenien; Spanien konnte den 
Text der Allgemeinen Ausrichtung nicht mittragen). Österreich unterstützte die Allgemeine 
Ausrichtung, verwies aber auf seine schriftliche Protokollerklärung zu Artikel 14. Österreich 
hätte sich eine bessere Kohärenz bei der Regelung der Höhe der Strafdrohung für juristische 
Personen im Zusammenhang mit anderen Richtlinien gewünscht. Der Rat nahm die 
Allgemeine Ausrichtung an.   
 
• Richtlinie zur Harmonisierung bestimmter Aspekte des Insolvenzrechts 
 
Der Rat billigte einhellig eine teilweise Allgemeine Ausrichtung zu den Themenbereichen 
Anfechtungsrecht und Vermögensauffindung sowie zur Pflicht der Unternehmensleitung 
zur Beantragung der Eröffnung eines Insolvenzverfahrens und den 
Transparenzbestimmungen. 
 
• Aktuelle Gesetzgebungsvorschläge  

 

Der Vorsitz und die Europäische Kommission informierten anhand eines 
Überblicksdokuments kurz über den Stand der Verhandlungen über die aktuellen 
Legislativvorschläge im Justizbereich. 

• Gesetzgeberische und operative Programmplanung im Raum der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechts 

 
Der Vorsitz berichtete von der Billigung der strategischen Leitlinien bereits beim Innenteil 
am Vortag und verwies auf die Befassung des Europäischen Rates am 19./20. Dezember 
2024. 
 
• Die Zukunft des Strafrechts 
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Der Gedankenaustausch zu diesem Thema fand auf Basis eines Vorsitzdokuments statt, das 
die Frage der Fortsetzung der Arbeiten an Modellbestimmungen für das materielle 
Strafrecht und die Frage nach einer Konsolidierung der Rechtsakte im Bereich der 
gegenseitigen Anerkennung in den Raum stellte. Der Vorsitz fasste die differenzierten 
Äußerungen dahingehend zusammen, dass die Arbeit an den Musterbestimmungen des 
materiellen Strafrechts auf Unterstützung gestoßen sei und fortgesetzt werden sollte. Die 
Bedeutung der Zusammenarbeit mit den anderen Institutionen sowie ausreichender 
Flexibilität für die Mitgliedstaaten sei ebenfalls unterstrichen worden. Bei der 
Konsolidierung des Besitzstandes im Bereich der gegenseitigen Anerkennung hätten sich 
die meisten Mitgliedstaaten eher für eine einheitliche Umsetzung als für eine 
Konsolidierung im Sinne einer Überarbeitung der Rechtsakte selbst ausgesprochen. Nur bei 
Bedarf im Einzelfall sollten die bestehenden Rechtsinstrumente überarbeitet werden, 
wichtig sei vor allem auch der Austausch bewährter Praktiken und die Einbeziehung der 
Praktiker. Österreich konnte die bisherigen Arbeiten zu den Modellbestimmungen als 
Kompromiss unterstützen, hätte sich aber etwa bei den Verjährungsfristen weniger 
detaillierte Bestimmungen gewünscht. Besonders wichtig sei die Ausgestaltung der 
Modellbestimmungen als „Toolbox“. Zum Themenkomplex der gegenseitigen Anerkennung 
sprach sich Österreich aus Gründen der Rechtssicherheit zumindest für eine teilweise 
Kodifizierung der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union aus, etwa zum 
Grundsatz „ne bis in idem“, zur Auslieferung an Drittstaaten oder zu den 
Ablehnungsgründen. Österreich sprach sich wie einige andere Mitgliedstaaten gegen einen 
Legislativvorschlag zur Zulässigkeit von Beweismitteln aus.   
 
• Zugang zu Daten für eine wirksame Strafverfolgung: Abschlussbericht der Hochrangigen 

Gruppe 
 
Der Vorsitz berichtete über den Gedankenaustausch der Innenministerinnen und 
Innenminister vom Vortag. Es seien auch Ratsschlussfolgerungen zu diesem Thema 
angenommen worden. Eine große Rolle würden jedenfalls die Themen Verschlüsselung, 
Datenschutz und Cybersicherheit spielen. In diesem Bereich bestünden teils blinde Flecken 
für die Strafverfolgung. Einige der Empfehlungen seien auch von besonderer Bedeutung im 
Bereich der Justiz. Eurojust unterstrich die Notwendigkeit eines klaren Rechtsrahmens in 
diesem Bereich. 
 
• Bekämpfung des Drogenhandels und der organisierten Kriminalität 
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Der Vorsitz legte unter Hervorhebung der internationalen Zusammenarbeit, insbesondere 
mit Lateinamerika, seinen Fortschrittsbericht vor. Der Rat nahm den Fortschrittsbericht zur 
Kenntnis.  
 
• Stärkung der Europäischen Ermittlungsanordnung: Ergebnisse des Abschlussberichts 

über die gegenseitigen Begutachtungen (10. Runde) 
 
Der Vorsitz berichtete zum Sachstand und zu den identifizierten Schwachstellen 
(insbesondere in den Bereichen Telekommunikationsüberwachung und 
grenzüberschreitende Observation), die von der Europäischen Kommission zu prüfen seien. 
Der Rat nahm den Sachstandsbericht zur Kenntnis.  
 
• Russischer Angriffskrieg gegen die Ukraine: Bekämpfung der Straflosigkeit 
 
Der Vorsitz verwies auf sein Dokument mit einem Sachstandsbericht und hob die 
Ratifizierung des Römischen Status durch die Ukraine hervor. Mehrere Mitgliedstaaten 
unterstrichen die Bedeutung der weiteren Unterstützung für die Ukraine. Der Rat nahm den 
Sachstandsbericht zur Kenntnis.  
 
• Sonstiges 

 
Der Vorsitz und die Europäische Kommission informierten den Rat über das EU-
Westbalkanforum der Ministerinnen und Minister für Justiz und Inneres (Montenegro, 
28./29. Oktober 2024), den Stand der Verhandlungen zwischen der EU und den USA über 
ein Abkommen über elektronische Beweismittel und über die aktuellen Entwicklungen im 
Bereich der Bekämpfung von Antisemitismus.  
Der künftige polnische Vorsitz stellte sein Arbeitsprogramm für das erste Halbjahr 2025 vor. 
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Wir stellen daher den  

Antrag, 

die Bundesregierung wolle diesen Bericht zur Kenntnis nehmen. 

31. Jänner 2025 

Mag. Gerhard Karner 
Bundesminister 

Johannes Rauch 
Bundesminister für Soziales, 
Gesundheit, Pflege und 
Konsumentenschutz  
Bundesminister für Justiz i.V. 
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